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18.
1 8 .X . 23 
V III Z R  307/20

19.
26. X . 23 
IX  Z R  112/22

20 .
7. X I. 23 
E nZ R  27/20

a) Ist dem Verkäufer einer Forderung deren Ü bertragung auf 
den K äufer nicht möglich, weil die Forderung nicht besteht, 
liegt ein vom  allgemeinen Leistungsstörungsrecht geregelter 
Fall der N ichterfüllung (§ 275 A bs. I B G B ), nicht aber ein 
vom  kaufrechdichen Gew ährleistungsrecht (§ 453 Abs. I,
§§ 434 f. B G B  aF, § 437 B G B ) erfasster M angel der verkauften 
Forderu n g vor.
b) D ie  Verjährung der sich daraus ergebenden A nsprüche des
Käufers gegen den Verkäufer richtet sich nach den allgem ei­
nen Vorschriften der §§ 195, 199 B G B . D ie  Bestim m ung des 
§ 438 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a B G B  ist hierauf nicht analog an­
wendbar....................................... ..............................................................  327

a) W ird die Kenntnis vom Gläubigerbenachteiligungsvorsatz 
vermutet, m uss der Anfechtungsgegner den Beweis des G e­
genteils führen.
b) D er Bew eis des Gegenteils ist geführt, wenn der Anfech­
tungsgegner zur Ü berzeugung des Tatrichters davon ausgehen 
durfte, der Schuldner werde in der dafür zur Verfügung ste­
henden Zeit seine übrigen, bereits vorhandenen und absehbar 
hinzutretenden G läubiger vollständig befriedigen.
c) D ie Annahme, der Schuldner werde in der dafür zur Ver­
fügung stehenden Zeit seine übrigen, bereits vorhandenen und 
absehbar hinzutretenden G läubiger vollständig befriedigen, er­
fordert eine hinreichend verlässliche Beurteilungsgrundlage.. 344

a) 1. D ie H ärtefallregelung nach § 12 Abs. 1 E E G  2009 und 
§ 12 Abs. I E E G  2012 ist auf Strom erzeugungsanlagen an­
wendbar, in denen sow ohl fossile als auch erneuerbare Ener­
gieträger zur Strom erzeugung eingesetzt werden. D ies gilt 
auch für Anlagen, die -  w ie thermische Abfallverw ertungsan­
lagen, in denen biologisch abbaubare A bfälle ungetrennt von 
anderen A bfällen genutzt w erden -  Elektrizität aus von vorn­
herein gemischten Energieträgern erzeugen.
2. § 12 A bs. 1 E E G  2009 und § 12 Abs. 1 E E G  2012 gewähren 
jedoch dem  Betreiber einer solchen M ischanlage eine Entschä­
digung nur für den auf die erneuerbaren Energieträger entfal­
lenden Teil des nicht eingespeisten Strom s.
b) D em  N etzbetreiber steht kein Wahlrecht zwischen der
D urchführung von marktbezogenen Maßnahmen au f ge­
setzlicher G rundlage (§ 13 Abs. la  EnW G  2012 und § 13a 
Abs. 1 EnW G  2016) und Notfallm aßnahm en nach 5 13 Abs. 2 
EnW G  zu. Vielmehr ist jede Maßnahme zur Reduzierung 
der Strom einspeisung aus einer Anlage, die aufgrund ihrer 
N ennleistung in den Anw endungsbereich des § 13 Abs. la  
EnW G  2012 oder des § 13a Abs. 1 EnW G 2016 fällt, als kraft 
G esetzes vergütungspflichtige m arktbezogene Maßnahme 
einzuordnen, wenn sie ihrem Inhalt nach eine m arktbezoge­
ne M aßnahme im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnW G  
darstellen kann. (»E nergy from  Waste I I « ) ................................... 352



21.
9. XI. 23 
VII ZR 190/22

Eine Vereinbarung, durch die sich ein Architekt verpflichtet, 
eine von ihm selbst entworfene, der Interessenlage des B e­
stellers entsprechende Skontoklausel zur Verwendung in den 
Verträgen m it den bauausführenden Unternehm ern zur Ver­
fügung zu stellen, ist wegen eines Verstoßes gegen das in § 3 
R D G  geregelte gesetzliche Verbot nach § 134 B G B  n ichtig ... 380
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